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Generalsekretär Laurenz 
Meyer: Petra Roth bleibt 

Oberbürgermeisterin 
von Frankfurt am Main. 
Der hessische Minister- 
präsident hat den Erfolg 

bei der Stichwahl zu 
Recht die „Krönung des 
Wahlsiegs " der CDU bei 

den Kommunalwahlen 
genannt. Das Präsidium 
gratuliert der Oberbür- 
germeisterin sehr herz- 
lich und wünscht ihr für 

die neue Wahlperiode 
viel Glück. 

Laurenz Meyer: Der runde 
Tisch ist das Parlament 

Die CDU will den Beteili- 
gungsformen der direkten 
Demokratie einen neuen 
Impuls geben. „Wir brau- 
chen die stärkere Teil- 
nahme der Bürger," 
betonte Generalsekretär 
Laurenz Meyer. 

Deshalb habe sich das 
Präsidium, über dessen Be- 
ttungen er auf der Presse- 

konferenz am 2. April be- 
richtete, mit einem Schrei- 
ben von Franz Müntefering 
zum Thema Volksbegehren 
und Volksentscheid befasst, 
sich aber gegen eine Verstän- 
digung der Parteien am „run- 
den Tisch" ausgesprochen. 
Laurenz Meyer: „Der runde 
Tisch ist das Parlament." 
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Angela Merkel: 
Die Ehe ist 

mehr als eine 
Lebensgemeinschaft 
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Auch in Zukunft men- 
schenwürdig leben. Die 

Reden von Angela Merkel 
und Jürgen Rüttgers auf 
dem Gentechnologie- 

Kongress in Berlin 
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1 PRäSIDIUM 

Forts, von S. I 
Das Präsi- 

dium hat den 
Generalsekretär 
beauftragt, die 
Meinungsbil- 
dung der CDU 
zum Thema 
Partizipation zu koordinie- 
ren, damit Bundesvorstand 
und Präsidium dazu noch im 
Mai einen Beschluss fassen 
können. Meyer an Müntefe- 
ring: „Auch die SPD sollte 
ihre Vorstellungen konkreti- 
sieren und einen entspre- 
chenden Gesetzentwurf im 
Bundestag einbringen." 

Dem stellvertretenden 
Parteivorsitzenden Jürgen 
Rüttgers dankte der General- 
sekretär für seine Vorarbei- 
ten zum Thema Gen- und 
Biotechnik. Sein Diskussi- 
onspapier stand im Mittel- 
punkt vieler Parteiveranstal- 
tungen und hat die Diskus- 
sion in der CDU vorange- 
bracht. Meyer kritisierte die 
Auflösung des Ethikrats 
beim Gesundheitsministe- 
rium und dessen Neugrün- 
dung beim Bundeskanzler. 
Er wiederholte den Vor- 
schlag der Partei Vorsitzen- 
den, die Gen- und Biotechnik 

Zeitlicher Ablauf: 
• 2. April: Beratung im Präsidium • 
3. April: Brief an SPD-Generalsekretär 
Müntefering • nach Ostern: Laurenz 
Meyer koordiniert die Diskussion in der 
Partei • Ende Mai: Beschluss in Bun- 
desvorstand und Präsidium 

ausderparteipolitischen Dis- 
kussion herauszunehmen 
und den Ethikrat beim Bun- 
despräsidenten anzusiedeln. 
Meyer: „Nur das entspricht 
der gesellschaftspolitischen 
Bedeutung dieses Themas." 

Nach wie vor für eine 
bessere Rentenreform 

Der Generalsekretär be- 
kräftigte noch einmal, dass 
das Prädium die rot-grüne 
„Rentenreform" ablehnt. 
Witwenrente, Grundsiche- 
rung und private Vorsorge - 
auch durch Wohneigentum - 
sind nach wie vor die Haupt- 
punkte der Kritik. Die Union 
verfüge zwar nicht über die 
Mehrheit im Bundesrat, mit 
der sich erforderliche Ände- 
rungen durchsetzen ließen. 
Laurenz Meyer: „Wir setzen 
uns aber weiter für Verbes- 
serungen zur Behebung der 
schlimmsten Nachteile für 
die Bürgerein." 
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FAMILIENPOLITIK 

ANGELA   MERKEL: 

Die Ehe ist mehr als eine 
Lebensgemeinschaft 

Die CDU hat gelernt: Ein 
Grund für unsere Nieder- 
lage 1998 lag darin, dass 
sich die CDU im Laufe der 
Jahre immer mehr vom 
konkreten Leben der 
Menschen entfernt hatte. 
Das wurde besonders 
spürbar in einem Bereich, 
von dem jeder Mensch in 
der einen oder anderen 
Weise betroffen ist - in der 
Familienpolitik. Am Ende 
einer langen und in vieler 
Hinsicht erfolgreichen Re- 
gierungszeit stand die 
CDU nicht mehr wirklich 
»mitten im Leben". 

Deshalb war es 1998 für 
Uns nur folgerichtig, als er- 
stes neu zu durchdenkendes 
Arbeitsfeld die Familienpo- 
litik anzugehen. Wir haben 
den Menschen zugehört, ha- 
ben nach ihren Wünschen 
und Hoffnungen, aber auch 
lach ihren Sorgen und Be- 
fürchtungen gefragt. Dabei 
•st ganz deutlich geworden: 
•n einer freien und offenen 
Gesellschaft kann die Poli- 
hk den Menschen nicht vor- 
schreiben, wie sie zu leben 
naben. In der bürgerlichen 
^elt des letzten Jahrhun- 
derts - und das ist noch gar 
nicht so lange her-galt es als 

selbstverständlich, dass der 
Vater als „Ernährer der Fa- 
milie" einer Erwerbsarbeit 
nachging und die Mutter für 
„Heim und Herd" zu sorgen 
hatte. Dieses Familienmo- 
dell, das über Jahrzehnte 
hinweg alleinigen Gültig- 
keitsanspruch hatte, ist 
heute einer großen Vielzahl 
von Lebensentwürfen gewi- 
chen; das ist ein Gewinn an 
Freiheit. Aber um genau die- 
ser Freiheit willen kann ich 
es nicht zulassen, wenn eine 
Frau als „rückständig" ver- 
ächtlich gemacht wird, nur 
weil sie sich aus freien 
Stücken dazu entschließt, 
einen guten Teil ihres Le- 
bens ausschließlich der Fa- 
milienarbeit und der Kinder- 
erziehung zu widmen. Die 
Politik hat deshalb die Auf- 
gabe, Rahmenbedingungen 
und Entscheidungsspiel- 
räume zu schaffen, die es 

den Bürgerinnen und Bür- 
gern ermöglichen, ihren per- 
sönlichen Lebensentwurf so 
weit wie möglich Wirklich- 
keit werden zu lassen. 

Familie ist wichtigste 
Verantwortungs- 

gemeinschaft 

Bei der SPD heißt es lapi- 
dar: „Familie ist, wo Kinder 
sind." Das ist ein Verständ- 
nis, das der Familie nicht ge- 
recht wird. Familie ist mehr 
als die Erziehung kleiner 
Kinder. Familie erstreckt 
sich über die Generationen. 
Familie ist erst und nur dort, 
wo Eltern für Kinder und 
Kinder für Eltern dauerhaft 
Verantwortung überneh- 
men. Und ich füge hinzu: Die 
auf Dauer angelegte Ehe ist 
die beste Grundlage dafür, 
dass Männer und Frauen 
partnerschaftlich füreinan- 
der und als Väter und Mütter 
für ihre Kinder Verantwor- 
tung übernehmen. Deshalb 
ist der besondere Schutz, un- 
ter den das Grundgesetz Ehe 
und Familie stellt, nach wie 
vor gut begründet. 

Es widerspricht daher 
dem Geist und Buchstaben 
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FAMILIENPOLITIK 

unserer Verfassung, wenn 
die rot-grüne Bundesregie- 
rung jetzt versucht, gleich- 
geschlechtliche Lebensge- 
meinschaften rechtlich auf 
eine Stufe mit der Familie zu 
stellen. Man verstehe mich 
hier nicht falsch: Ich respek- 
tiere die Entscheidung von 
Menschen, die in anderen 
Formen der Partnerschaft 
ihren Lebensentwurf zu ver- 
wirklichen suchen. Auch in 
solchen Beziehungen kön- 
nen Werte gelebt werden, 
die grundlegend sind für un- 
sere Gesellschaft. Die von 
Rot-Grün angestrebte 
Gleichstellung von Ehe und 
Familie mit gleichge- 
schlechtlichen Lebensge- 
meinschaften lehne ich ab. 
Denn dies verwischt, wor- 
auf es vor allem in unserer 
Gesellschaft ankommt, und 
trübt das Bewusstsein dafür, 
dass die Familien die tragen- 
den Säulen unserer Gesell- 
schaft sind. Die besondere 
Schutzverpflichtung des 
Staates für die Familien be- 
ruht auf der Tatsache, dass 
Familien durch die Erzie- 
hung von Kindern eine Lei- 
stung erbringen, die keine 
andere Gemeinschaft in die- 
ser Gesellschaft erbringen 
kann. Das allein ist die 
Rechtfertigung dafür, die 
Familien mit besonderen 
Privilegien auszustatten: 
nicht um eine bestimmte Le- 
bensform gegenüber ande- 

ren einfach zu bevorzugen, 
sondern in Anerkennung ei- 
nerfür das Ganze erbrachten 
wesentlichen Leistung. 

Familienpolitik als 
Familienvorrangpolitik 

Familien sichern durch 
die Erziehung von Kindern 
den Fortbestand der Ge- 
meinschaft. Sie leisten da- 
mit zugleich einen unver- 
zichtbaren Beitrag zum Ge- 
nerationenvertrag, der die 
Grundlage unseres sozialen 
Sicherungssystems dar- 
stellt. Eine Gesellschaft, in 
der immer weniger Kindern 
geboren werden, setzt ihre 
Zukunft aufs Spiel. Die Er- 
ziehungsleistung der Fami- 
lien kommt im Ergebnis 
auch denen zugute, die 
selbst keine Kinder erzie- 
hen. Es ist deshalb aus mei- 
ner Sicht ein Gebot der so- 
zialen Gerechtigkeit, Fami- 
lien im umfassenden Sinne 
staatlich zu fördern. 

Die CDU versteht Fami- 
lienpolitik als Familienvor- 
rangpolitik. Dabei spielt die 
finanzielle Förderung der 
Familie eine wesentliche, 
aber nicht die alleinige 
Rolle. Die Erziehung von 
Kindern ist und bleibt vor- 
rangige Aufgabe und Lei- 
stung der Eltern. Sie kann 
niemals vollständig in Mark 
und   Pfennig   aufgewogen 

werden. Die Schaffung ei- 
nes kinder- und familien- 
freundlichen Klimas sowie 
die Beseitigung strukturel- 
ler Benachteiligungen ist 
nicht weniger wichtig als 
eine gerechte finanzielle 
Förderung. Grundsätzlich 
gilt: Die Förderung von Fa- 
milien muss sicherstellen, 
dass die Entscheidung für 
Kinder und ihre Erziehung 
nicht zu einer gravierenden 
finanziellen Schlechterstel- 
lung gegenüber Kinderlosen 
führt. 

Das neue Familiengeld 
der CDU 

Wir wollen nach dem Re- 
gierungswechsel 2002 das 
bisherige „Kindergeld" und 
„Erziehungsgeld" zu einem 
neuen „Familiengeld" zu- 
sammenführen. Wir wollen 
erreichen, dass Familien die 
staatlichen Leistungen ver- 
lässlich in ihre Planungen 
einbeziehen können. Die Er- 
höhung des Kindergeldes 
darf nicht von der letzten 
Steuerschätzung, der Laune 
des Finanzministers oder der 
Nähe von Wahlterminen ab- 
hängig sein. Wir wollen, dass 

niemand wegen seiner Ent- 
scheidung für Kinder von der 

Sozialhilfe abhängig wird. 
Da Familien dann am 

meisten entlastet werden 
müssen,  wenn     das  Kind 
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noch sehr klein ist, muss das 
Familiengeld in den ersten 
Lebensjahren des Kindes 
am höchsten sein. In dieser 
Zeit bestehen überdies für 
den betreuenden Elternteil 
die geringsten Chancen, 
durch teilweise Erwerbs- 
tätigkeit zum Familien- 
einkommen beizutragen. 
Während der ersten Lebens- 
phase des Kindes, also 
während der ersten drei 
Jahre, soll das Familiengeld 
1200 Mark betragen. 

Für Kinderzwischen vier 
und 17 Jahren halten wir 
eine Förderung in Höhe von 
600 Mark monatlich für er- 
forderlich. Dabei muss 
berücksichtigt werden, dass 
der Staat in dieser Lebens- 
Phase weitere familienbezo- 
gene Leistungen erbringt, 
indem er Kinderbetreuungs- 
einrichtungen, schulische 
oildungsangebote und Ju- 
gendfreizeitangebote be- 
reitstellt. Im Altersabschnitt 
von 18 bis 27 Jahren soll 
dann - sofern das Kind kein 
e'genes Einkommen hat - 
e<n Familiengeld von 300 
Mark (beziehungsweise 
•J50 Mark ab dem vierten 
K'nd) gezahlt werden. Wir 
bissen, dass dies ein Pro- 
gramm für die nächsten acht 
bis zehn Jahre ist, aber es 
Schafft Berechenbarkeit und 
Zuverlässigkeit. 

Bundeskanzler Schröder 
nat unser Konzept unlängst 

abfällig als „Prämie" be- 
zeichnet, doch der Bundes- 
kanzler versteht nicht, dass 
Familienpolitik viel mehr ist 
als nur Politik für mehr Kin- 
der. Kinder sind Reichtum. 
Sie machen Freude. Eine 
Gesellschaft, in der immer 
weniger Menschen Erfah- 
rungen mit Kindern machen 
können, wird menschlich 
arm. Eine Gesellschaft, die 
Kindern keine Freiräume für 
ihre Entwicklungen ge- 
währt, verliert ihre Innovati- 
onsfähigkeit. 

Beruf oder Familie? 
Beruf und Familie! 

Die Familie steht heute in 
Konkurrenz zu anderen Le- 
bensentwürfen, die attrak- 
tive Freiräume für Beruf und 
Freizeit bieten und oft auch 
materiell wesentlich interes- 
santer sind. Die gleichzei- 
tige Berufstätigkeit beider 
Partner ist das heute mehr- 
heitlich gewünschte Le- 
bensentwurfmodell. Die 
meisten jungen Menschen 
wollen nicht vor die Alter- 
native Beruf oder Familie 
gestellt werden. Gefragt ist 
heute die möglichst rei- 
bungslose Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie. 

Das Problem, Beruf und 
Familie vernünftig in Ein- 
klang zu bringen, ist in unse- 
rerGesellschaft vorallem ein 

Frauenproblem. Hier müs- 
sen wir ansetzen: Berufs- 
tätigkeit und Elternschaft 
sinnvoll zu kombinieren darf 
in einer modernen Gesell- 
schaft nicht das ausschließli- 
che Problem von Frauen 
sein. Eine Entscheidung für 
Kinder darf vor allen Dingen 
nicht das Aus für eine Aus- 
bildung oder die berufliche 
Entwicklung bedeuten. 

Vor die Frage gestellt, ob 
wir in der Gesellschaft des 
21. Jahrhunderts die jobge- 
rechte Familie oder den fa- 
miliengerechten Job wollen, 
fällt aus meiner Sicht die 
Entscheidung nicht schwer. 
Wir brauchen mehr Flexibi- 
lität in unseren Kinderbe- 
treuungseinrichtungen. Wir 
müssen Mittel und Wege 
finden, unser Arbeitsleben 
familienfreundlicher zu or- 
ganisieren. Die Behauptung, 
dies sei unmöglich, ist von 
der Erfahrung widerlegt. 

Die Union will den heute 
praktizierten Erziehungsur- 
laub weiterentwickeln zu ei- 
nem „Anspruch auf Famili- 
enzeit". Künftig sollen Müt- 
ter und Väter in den ersten 
acht Lebensjahren eines 
Kindes ein Zeitkonto von 
insgesamt drei Jahren in An- 
spruch nehmen können. Sie 
sollen damit in die Lage ver- 
setzt werden, sich in den Le- 
bensphasen, in denen ein 
Kind besonders intensiv auf 
die Begleitung und Zuwen- 
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dung seiner Eltern angewie- 
sen ist, vorrangig ihrer Er- 
ziehungsaufgabe widmen 
zu können, ohne erhebliche 
berufliche Nachteile hin- 
nehmen zu müssen. 

Daneben brauchen wir 
während der Erziehungszeit 
einen Anspruch auf Teilzeit- 
arbeit für Eltern. Dies lässt 
sich in Betrieben mit mehr 
als 20 Mitarbeitern bei gutem 
Willen verwirklichen. Mit 
anderen Worten: Wir brau- 
chen im Arbeitsleben viel 
Flexibilität, um Freiräume 
für die Familien zu schaffen. 
Dass die Bundesregierung 
einen Rechtsanspruch auf 
Teilzeitarbeit für jedermann 
gesetzlich verankert hat, ist 
dagegen gerade keine beson- 
dere Förderung von Fami- 
lien und im Ergebnis für Ar- 
beitnehmer und Arbeitgeber 
kein Gewinn. 

Familienpolitik- 
quo vadis? 

Das Bundesverfassungs- 
gericht hat der Bundesregie- 
rung aufgetragen, bis zum 
Jahr 2002 eine „durchgrei- 
fende Verbesserung" der 
Förderung von Familien 
umzusetzen. Bis heute sind 
nicht einmal Ansätze einer 
solchen Verbesserung er- 
kennbar. Vielmehr hat die 
Politik dieser Bundesregie- 
rung den Familien mit Kin- 

dern viele Nachteile ge- 
bracht: Die Steuerreform 
verschafft einem Ledigen 
mit 60 000 Mark Einkom- 
men im Jahr 2005 eine Ent- 
lastung von 2098 Mark. 
Eine vierköpfige Familie 
mit gleichem Einkommen 
wird hingegen nur um 1860 
Mark entlastet. Die Öko- 
steuer trifft Familien mit 
Kindern und folglich höhe- 
rem Energiebedarf beson- 
ders hart. Die rot-grüne 
Rentenreform benachteiligt 
deutlich jene Frauen, die 
durch Zeiten der Kinderer- 
ziehung keine vollständige 
Rentenbiografie vorweisen 
können. Die Förderung jun- 
ger Familien mit Kindern 
bei der privaten Altersvor- 
sorge bleibt unzureichend. 
Und die Neuregelung der 
630-Mark-Arbeitsverhält- 
nisse trifft all jene, die neben 
der Familienarbeit eine ge- 
ringfügige Beschäftigung 
ausüben wollen. 

Niemand weiß so gut wie 
die Familien, dass die Wahr- 
heit immer konkret ist. 
Worte allein, wie sie der 
Bundeskanzler neuerdings 
zum Thema Familie ablie- 
fert, helfen den Familien 
nicht. Dies wird bei den 
Sozialdemokraten genauso 
wenig funktionieren wie 
1998 bei der CDU. Wir ha- 
ben jetzt ein konkretes Kon- 
zept. Und der Wähler hat 
2002 die Wahl. UD 

Das Aliensbacher Insti- 
tut hat über die Jahre im- 
mer wieder nach Stolz- 
gefragt, die Deutschen, 
aber auch die Nachbarn. 
Verstehen nun eigentlich 
die  Nachbarn  dasselbe 
unter dem Begriff Stolz 
wie die Deutschen? 

Noelle-Neumann:    Diese 
Frage wird emotionell be- 
antwortet, nicht aus der 
Ratio. Die Deutschen ha- 
ben mitunter das Gefühl, 
Stolz sei eine verbotene 
Empfindung. Dagegen ist 
klar zu sehen, dass dieje- 
nigen,   die   stolz  darauf 
sind, Deutscher zu sein, 
sich    auffallend    unter- 
scheiden von denen, die 
dieses Gefühl nichtteilen. 
Wer stolz auf die Nation 
ist, der er nun einmal zu- 
gehört, der ist auch zu- 
gleich stolz auf seine Kin- 
der, seine Familie. 

Und auf seinen Beruf? 
Noelle-Neumann: Vor al- 
lem auf seinen Beruf. Das 
Gefühl des Stolzes, das 
ist eine Eigenschaft, zu 
der man fähig sein muss. 
Es gibt viele Menschen, 
die können gar nicht stolz 
sein. 

Andere Begriffe, die das 
Begriffsfeld umschrei- 
ben? Selbstbewusstsein? 

Noelle-Neumann: In der 
Tat. In einem vernünftigen 
Maß hat das mit Stolz zu 
tun: Stolz auf die eigene 
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Leistung, auf das Land, 
auf die Kultur, der man zu- 
gehört. Man hat sie sich ja 
nicht ausgesucht. 

Und das alles korreliert 
mit dem Stolz auf das 
eigene Land? 

Noelle-Neumann:   Dieser 
Stolz hat viel zu tun mit 
dem Vertrauen zu den In- 
stitutionen. Hat man Ver- 

Noelle-Neumann:   Es   ist 
deswegen keine lobens- 
werte Bescheidenheit, 
weil Stolz Hand in Hand 
damit geht, etwas für an- 
dere zu tun. Es geht um die 
Fähigkeit, sich mit ande- 
ren Menschen zu verknüp- 
fen und nicht egozentrisch 
sich gleichsam einzurie- 
geln.   Das   Merkwürdige 

ELISABETH   NOELLE-NEUMANN: 

Stolz geht Hand in Hand damit, 
etwas für andere zu tun 

trauen z. B. zu den Gerich- 
ten? Hat man Vertrauen 
zur Polizei? Alle Umfragen 
zeigen     die     Verwandt- 
schaft von Vertrauen und 
Stolz. Das sind zwei mit- 
einander emotioneil ver- 
wobene Sachverhalte. 

Und wie unterscheiden 
sich nun die Deutschen 
von   Franzosen,   Briten, 
den sprichwörtlich stol- 
zen Spaniern oder den 
Amerikanern? 

Noelle-Neumann: Weil die 
Deutschen   überwiegend 
das Gefühl haben, man 
dürfe   nicht   stolz   sein. 
Dass sie den Ausdruck 
Stolz schon aus sich her- 
aus   als   eine   Art   von 
Hochmut,   Übermut   und 
Anmaßung verstehen. 

Ist das lobenswerte Be- 
scheidenheit? 

ist, dass die meisten gar 
nicht sehen, dass Stolz 
eine Brücke ist. Indem ich 
auf etwas stolz bin, bin ich 
nicht selber anmaßend, 
sondern ich schlage eine 
Brücke z. B. zu meinem 
Beruf, zu meinen Kindern, 
meinem   Land.   Ich   bin 
nicht egozentrisch mit mir 
allein. Ich bringe kein war- 
mes Gefühl auf, wenn ich 
nicht stolz sein kann. Stolz 
ist Wärme. Hochmut ist 
kalt. 

Sie haben ein Buch ge- 
schrieben „Die verletzte 
Nation". Ein demoskopi- 
scher Befund  über die 
Deutschen. Nun ist das 
deutsche       Nationalbe- 
wusstein seit Hitler ge- 
brochen     und     wider- 
sprüchlich. Davor aber 
war es mehr auf Kultur 

bezogen als auf den Staat, 
niemals so kraftvoll poli- 
tisch wie das  britische 
oder französische.  Wie 
lange wirkt Hitler nach? 

Noelle-Neumann: Es sieht 
so aus, als handelte es 
sich um die dauerhafte Be- 
schädigung alles dessen, 
worin der Mensch Wärme 
und Heimat findet und Ge- 

borgenheit. 
Henry   Kissin- 
ger    hat    vor 
25 Jahren die 
Bundesrepu- 
blik verglichen 
mit einem 

mächtigen Baum auf fla- 
chen Wurzeln, den eine 
Windbö fällen kann über 
Nacht. Ist das auch die 
Erkenntnis  der  Demo- 
skopie? 

Noelle-Neumann: Ja. Un- 
terhalb der Wurzeln, die 
die Deutschen in den Bo- 
den   senken,   ist   keine 
Erde, sondern Beton. 

Verletzte   Nation:   Was 
heißt das? 

Noelle-Neumann: Schuld- 
gefühl, vielleicht gar ein 
Bedürfnis,   der   eigenen 
Nation   lauter  schlechte 
Eigenschaften    zuzuord- 
nen. Mit sich selber be- 
freundet zu sein ist Kern 
eines glücklichen Lebens- 
gefühls. 

„Welt"-Interview    vom 
21. März mit Elisabeth 
Noelle-Neumann 
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IM   BUNDESTAG 

FRIEDRICH   MERZ: 

Trittin ist ein Risiko für das ganze Land. 
Wir fordern seinen Rücktritt 

Der Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
hat am 29. März erneut die 
Entlassung von  Minister 
Trittin gefordert. 

„Wer so hasserfüllt über 
Deutschland, die Institutio- 
nen, den politischen Gegner 
und über die Menschen in 
unserem Land" rede, der 
könne nicht „gleichzeitig 
Mitglied der Bundesregie- 
rung sein", betonte Frie- 
drich Merz im Deutschen 
Bundestag. 

Zwar habe sich der grüne 
Umweltminister nach „lan- 
gem Drängen" für seine 
„herabsetzenden Beleidi- 
gungen" bei Generalse- 
kretär Laurenz Meyer ent- 
schuldigt. Um diese Äuße- 
rungen gehe es aber nicht 
mehr, sondern um die Frage, 
welche Grundeinstellung 
von einem Bundesminister 
erwartet werden dürfe. 

Patriotismus ist eine 
positive Kraft in Staat 

und Gesellschaft 

Der Fraktionsvorsit- 
zende stellte klar, dass es 
sich bei den „verbalen Ent- 
gleisungen"  Trittins  nicht 

um einen „Ausrutscher" 
handele. Statt dessen seien 
es „wiederkehrende Wort- 
meldungen", die seinem 
„zutiefst verwurzelten 
Frcund-Feind-Denken ent- 
sprechen" würden. Wer bei- 
spielsweise im Jahr 2001 
den Rechtsradikalismus in 
Deutschland instrumentali- 
siere, sei nicht nur „ein Ri- 
siko für Rot-Grün, sondern 
für das ganze Land". Frie- 
drich Merz unterstrich, mit 

dem „notwendigen und un- 
verzichtbaren Einstehen für 
die eigene Nation" sei keine 
„Abwertung anderer Natio- 
nen und Völker verbun- 
den". Denn nur wer sich 
„seiner eigenen Entwick- 
lung und Zugehörigkeit be- 
wusst" sei, könne wirklich 
„weltoffen sein" und die 
„Erfahrungen anderer 
schätzen und Integrieren". 
Genau deshalb sei der „Pa- 
triotismus eine positive 
Kraft für unsere Gesell- 
schaft und unseren Staat". 

Die Union stehe auch in 
Zukunft zu ihren „christli- 
chen, sozialen, liberalen und 
konservativen Wurzeln", 
versicherte der Fraktions- 
vorsitzende. Damit befinde 
sie sich „mitten in der Ge- 
sellschaft". 

ANGELA MERKEL: „Die Rentenreform ist als Pro- 
jekt für die nächsten 30 Jahre gescheitert." Die Partei- 
vorsitzende bezieht sich bei dieser Einschätzung auf das 
in Karlsruhe zu erwartende Urteil zur Rentenbesteue- 
rung und auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
zur Familienentlastung in der Pflegeversicherung vom 
3. April. Angela Merkel verteidigte die Pflegeversiche- 
rung, die 1995 von der CDU-geführten Bundesregierung 
eingeführt worden ist, und sieht sich durch das Urteil in 
ihrer Auffassung bestätigt, dass Eltern mit Kindern we- 
niger Beitrag zahlen oder mehr Rente erhalten sollen. 
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IM BUNDESTAG 

WOLFGANG SCHäUBLE: 

Verachtung statt Übermaß an 
medialer Aufmerksamkeit 

„Wir sind uns im Ziel der 
Bekämpfung von Extre- 
mismus, Gewalt und 
Fremdenfeindlichkeit ei- 
nig", erklärte Wolfgang 
Schäuble am 30. März im 
Deutschen Bundestag. 
Über den Weg könne man 
aber in einer Demokratie 
„unterschiedlicher Mei- 
nung" sein. 

Schäuble kritisierte, dass 
sich der gemeinsame Antrag 
von SPD, Grünen, FDP und 
PDS auf die Aufzählung be- 
reits beschlossener Maß- 
nahmen beschränke. Dage- 
gen strebe die Union weiter- 
gehende Änderungen an, 
beispielsweise beim Ver- 
sammlungsrecht, um an be- 
sonders symbolträchtigen 
Orten, wie dem Branden- 
burger Tor, Aufmärsche von 
Rechtsextremisten in Zu- 
kunft verhindern zu können. 

Wolfgang Schäuble plä- 
dierte vehement dafür, den 
Rechtsextremen in der Öf- 
fentlichkeit weniger Auf- 
merksamkeit zu schenken. 
''Verachtung*' sei wichtiger 
a's „ein Übermaß an media- 
'er Aufmerksamkeit". Vor 
«mem den jungen Men- 
Schen, die glauben würden, 
^s   Nationale   werde   in 

Deutschland nicht ernst ge- 
nommen, müsse deutlich 
gesagt werden: „Niemand 
hat mehr Schande über die 
Deutschen gebracht als die 
Nazis mir ihren grauenvol- 
len Verbrechen." 

Gegen Gewalt in 
jeder Form 

Obwohl zurzeit der 
Rechtsextremismus mehr 
Sorge bereite als der Links- 
extremismus, sollte die Poli- 
tik darauf achten, „Extre- 
mismus und Gewalttätigkeit 
in jeder Form" konsequent 
und entschieden zu bekämp- 
fen. Als Baden-Württem- 
berger habe ihn gefreut, dass 
die Republikaner nicht mehr 
im neu gewählten Stuttgar- 
ter Landtag vertreten seien. 
Dieser Erfolg sei vor allem 
daraufzurückzuführen, dass 

dort die Problemursachen 
beseitigt wurden, die die 
Menschen veranlasst hätten, 
rechtsextrem zu wählen. 

Deutschland sei „ein aus- 
länderfreundliches und tole- 
rantes Land", versicherte 
Schäuble. Damit das so 
bleibe, müsse die Politik ihre 
Hausaufgaben machen. In 
diesem Zusammenhang for- 
derte er den Bundestag auf, 
„eine umfassende Zuzugs- 
regelung" zu verabschie- 
den. Die Union arbeite be- 
reits intensiv an Vorschlä- 
gen. Auch die Änderung des 
Asylrechts und die Verhin- 
derung der regelmäßigen 
doppelten Staatsangehörig- 
keit hätten entscheidend 
dazu beigetragen, Toleranz 
und Ausländerfreundlich- 
keit in Deutschland zu erhal- 
ten. Wer die Probleme nicht 
löse, werdedas Gegenteil er- 
reichen. 

Antrag der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: Nachhaltige 

Bekämpfung von Extre- 
mismus, Gewalt und 
Fremdenfeindlichkeit 
vom 11. September 
2000: www.cducsu. 

bundestag.de 
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ERBSCHAFTSSTEUER 

GENERALSEKRETÄR LAURENZ MEYER 

Der zweite Streich 
der „Häuserdiebe" 

Nachdem die SPD im 
Zuge der Rentenreform 
beschlossen hat, dass 
Bürger im Alter ihr Haus 
an die Bank überschrei- 
ben sollen, um einen mo- 
natlichen Ausgleich für 
die sinkenden Bezüge aus 
der gesetzlichen Renten- 
versicherung zu erhal- 
ten, droht nun scheinbar 
der zweite Streich der 
„Häuserdiebe"! 

Durch die nunmehr ge- 
plante Anhebung der Be- 
wertung von Grundvermö- 
gen bei der Erbschaftsteuer 
von durchschnittlich 50 
auf 72 % des Verkehrswer- 
tes (geschätzter Verkaufs- 
wert, ist mit einer deutli- 
chen Mehrbelastung der 
Erben zu rechnen. Nur we- 
nige Tage nach den Land- 
tagswahlen in Baden Würt- 
temberg und Rheinland- 
Pfalz eine solche Initiative 
zu starten, das ist dreist. 

Betroffen sind hiervon 
Familien, aber insbeson- 
dere mittelständische Fa- 
milienunternehmen. 

Da bisher keine Anhe- 
bung der Freibeträge von 
bspw. 600 TDM für Ehe- 
gatten und 400 TDM für 
Kinder    vorgesehen    ist, 

wird nun eine erhebliche 
Anzahl von Erbfällen erst- 
mals besteuert und die 
Steuerlast insgesamt deut- 
lich steigen. Bei mittel- 
ständischen Familienun- 
ternehmen muss befürch- 
tet werden, dass viele Un- 
ternehmen im Erbfall die 
erhöhte Steuerlast nicht 
schultern können. 

Die SPD bestätigt damit 
aufs Neue, dass ihre Politik 
Häuslebauer, Familien und 
insbesondere den Mittel- 
stand belastet. Zudem sind 
Steuererhöhungen - auch 
unter Bezugnahme auf Ent- 
scheidungen des Bundes- 
verfassungsgerichts — an- 
gesichts der notwendigen 
Entlastungen von Bürgern 
und Unternehmen ein voll- 
kommen falsches Signal. 

Der Bremer Finanzse- 
nator Hartmut Perschau 
zum SPD-Vorstoss: „Im 
Bundesrat nicht mehrheits- 
fähig." Statt das auslau- 
fende Bewertungsgesetz 
zu ändern, sollte es „ein- 
fach verlängert" werden. 
Neue Verteilungsunge- 
rechtigkeiten müssen ver- 
mieden werden. 

Wichtigtuer 
• Das Sonntagsfahrverbot 
für Lastkraftwagen ist na- 
tional §30 der deutschen 
Straßenverkehrsordnung 
geregelt und kann nicht 
handstreichartig ohne Ab- 
stimmung mit den Regie- 
rungen der EU-Mitglieds- 
länder außer Kraft gesetzt 
werden. Dirk Fischer, ver- 
kehrspolitischer Sprecher 
der CDU/CSU: „Daran än- 
dert auch der verbale Einsatz 
von Bundesverkehrsmini- 
ster Bodewig nichts. Also 
mal wieder: Viel Lärm um 
nichts." 

Auf keinen Fall 
• „Das Institut der Ehe darf 
nicht für Homosexuelle 
geöffnet werden." Mit einer 
deutlichen Ablehnung hat 
der stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Wolfgang 
Bosbach, auf die neuerliche 
Entfachung der Diskussion 
über die sog. „Homo-Ehe" 
durch den grünen Rechtsex- 
perten Volker Beck reagiert, 
der die weltweit erste Trau- 
ung von homosexuellen 
Paaren in den Niederlanden 
überschwenglich begrüßt 
und die Haltung vieler Bun- 
desbürger zu diesem Thema 
als „hinterwäldlerisch" ab- 
tut. Bosbach: „Die Union 
wird im Bundesrat eine stan- 
desamtliche Lösung auf kei- 
nen Fall mittragen." 
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Zum Schaden 
• Erneut hat die rot-grüne 
Bundesregierung, ohne dass 
sie dafür überzeugende 
Gründe nennen kann, eine 
Reform der früheren Bun- 
desregierung zum Schaden 
des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland rückgängig ge- 
macht. Nach dem Postge- 
setz vom 22. Dezember 
1997 war das Ende des Post- 
monopols auf den 31. De- 
zember 2002 festgelegt. Die 
fünfjährige Exklusivlizenz 
sollte der Post die Möglich- 
keit geben, die Kosten für 
den Strukturwandel hin zum 
Wettbewerb zu finanzieren. 
Jetzt hat aber das Bundeska- 

binett beschlossen, das Post- 
monopol zu verlängern. El- 
mar Müller, postpoliti- 
scher Sprecher der CDU/ 
CSU und Vorsitzender des 
Beirats bei der Regulie- 
rungsbehörde für Telekom- 
munikation und Post: „Mit 
dem Beschluss verletzt Rot- 
Grün bewusst Artikel 87 f 
Grundgesetz, wonach sie für 
den chancengleichen Wett- 
bewerb und die Berufsfrei- 
heit auf einem liberalisierten 
Markt Sorge zu tragen hat." 

Vorsorge Null 
• Entgegen allen Ankündi- 
gungen sind betriebsbe- 
dingte Kündigungen von Zi- 

vilbeschäftigten bei der 
Bundeswehr nun doch nicht 
mehr auszuschließen. 
Scharping droht ein Arbeits- 
kampf. Denn er hat ver- 
säumt, in seinem Etat Ver- 
stärkungsmittel für die drin- 
gendsten Personalmaßnah- 
men vorzusehen. Allein für 
die zu erwartenden Einkom- 
mensverbesserungen bei 
Soldaten und zivilen Ange- 
stellten fehlen im laufenden 
Jahr mindestens 450 Millio- 
nen Mark. Paul Breuer, ver- 
teidigungspolitischer Spre- 
cher der CDU/CSU, zu den 
jetzt abgebrochenen Tarif- 
verhandlungen für die Zivil- 
beschäftigten bei der Bun- 

MARTINA   KROGMANN   ZUM   THEMA   INTERNET 

Bundesregierung bremst Wachstumsmotor Nr. 1 
Deutschland braucht ei- 
nen Gründerboom, um 
den Anschluss nicht zu 
verpassen. Unsere dot- 
coms stehen im globalen 
Wettbewerb. Aber an- 
statt die Unternehmen 
der Internetwirtschaft 
durch gute wirtschaftli- 
che Rahmenbedingungen 
zu unterstützen, baut die 
Bundesregierung zusätz- 
liche Hürden auf. 

Unabdingbar sind fle- 
xible Arbeitsmärkte. Doch 
vor allem das Teilzeitge- 
setz, die Einschränkung der 
befristeten Beschäfti- 

gungsverhältnisse und die 
Novelle des Betriebsver- 
fassungsgesetzes sind 
Bremsklötze für die Inter- 
net-Wirtschaft. 

Dringend notwendig da- 
gegen sind bessere steuerli- 
che Rahmenbedingungen: 
Die Entlastung der Perso- 
nengesellschaften fällt zu 
gering aus und kommt zu 
spät. Die Herabsetzung der 
Beteiligungsgrenze ist für 
das Gründerklima kontra- 
produktiv. Die Abschrei- 
bungsdauer für PCs von 
drei Jahren ist verglichen 
mit der Lebensdauer eines 

PCs viel zu lang. Es ist auch 
absurd, dass Aktionäre von 
Fremdunternehmen steuer- 
lich besser gestellt sind als 
diejenigen, die Aktien am 
eigenen Unternehmen hal- 
ten wollen. 

Wer solche Rahmenbe- 
dingungen schafft, braucht 
sich nicht zu wundern, wenn 
Deutschland für die drin- 
gend benötigten IT-Fach- 
kräfte nicht Zielland Nr. 1 
ist. Wir müssen aber auch 
im globalen Wettbewerb 
um die besten Köpfe vorn 
sein, um in der IT-Wirt- 
schaft die Nr. 1 zu werden. 
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deswehr: „Scharpings Fah- 
ren auf Sichtweite wird 
schon in diesem Jahr ins fi- 
nanzielle Chaos führen. 
Vorsorge Null." 

Bürokratie-Monster 
• Umweltschutz braucht 
Akzenptanz in der Bevölke- 
rung. Dazu gehört: ange- 
messenes Kosten-Nutzen- 
Verhältnis. Mit ihrem Ge- 
setzentwurf zur Umsetzung 
der Richtlinie über die Um- 
weltverträglichkeitsprü- 
fung (IVU/UVP-II-Richtli- 
nie) hat die rot-grüne Bun- 
desregierung ein bürokrati- 
sches Monster geschaffen. 
Zahlreiche Projekte der Ge- 
meinden, Städte und Land- 
kreise müssen zusätzlich zu 
den Auflagen z.B. nach dem 
Bundesnaturschutzgesetz 
einer weiteren Umweltver- 
träglichkeitsprüfung unter- 
zogen werden. Peter Götz, 
kommunalpolitischer Spre- 
cher der CDU/CSU: „Wir 
brauchen möglichst einfa- 
che Regelungen - vor allem 
auch: um sowohl das Ver- 
fahren als auch die beab- 
sichtigte Wirkung zu be- 
schleunigen." 

Verständnis reicht nicht 
• Das Bundesgesundheits- 
ministerium hat, wie es 
heißt, für die prekäre Situa- 
tion der ostdeutschen Kas- 
senärzte Verständnis ge- 
zeigt. Günter Nooke, Spre- 

cher der Abgeordneten der 
neuen Bundesländer in der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: „Das allein reicht 
nicht. Die rot-grüne Bun- 
desregierung muss auch et- 
was tun, damit weitere Pra- 
xisschließungen verhindert 
werden. Die ostdeutschen 
Ärzte brauchen eine Per- 
spektive mit überschauba- 
rem Zeithorizont." 

Klimalücke 
• Bundeswirtschaftsmini- 
ster Werner Müller hat jetzt 
öffentlich erklärt, was bis- 
her nur in kleinen Zirkeln 
zugegeben wurde: Mit dem 
Ausstieg aus der Kernener- 
gie ist die Klimalücke 2020 
nicht zu schließen. Er be- 
stätigt damit die seit Mona- 
ten von CDU und CSU 
geübte Kritik an der Ener- 
giepolitik der Bundesregie- 
rung. Kurt-Dieter Grill, 
Berichterstatter der CDU/ 
CSU für Energiepolitik: 
„Die notwendige konkrete 
Antwort auf diesen neuen 
Fehlschlag ist von Rot- 
Grün in dieser Legislatur- 
periode nicht mehr zu er- 
warten, da das Vorhaben, 
ein Energiekonzept vorzu- 
legen, inzwischen ganz of- 
fensichtlich aufgegeben 
worden ist." 

Auch Reisedevisen 
• Für die Euro-Bargeldein- 
führung zum 1. Januar 2002 

sollten Banken und Spar- 
kassen nicht nur DM, son- 
dern auch andere Währun- 
gen aus dem Euro-Raum ko- 
stenlos in Euro umtauschen. 
Peter Hintze, europapoliti- 
scher Sprecher der CDU/ 
CSU: „Viele Bürger haben 
noch die üblichen Restbe- 
stände in ihrer Reisekasse: 
italienische Lire, spanische 
Peseten oder holländische 
Gulden." 

Könnte ein Signal sein 
• Nach Bundeswehr, Bun- 
desgrenzschutz und Zoll 
wird künftig die Wirtschaft 
ein weiteres Standbein für 
den Spitzensport sein, damit 
Spitzensportler Training 
und berufliche Bildung bes- 
ser miteinander vereinbaren 
können. Das sieht ein Ko- 
operationsvertrag zwischen 
dem Gerling-Konzern und 
dem deutschen Leichtathle- 
tikverband vor, der 30 Aus- 
bildungsplätze für Spitzens- 
portler sichert. Da ist es völ- 
lig unverständlich, wenn 
Bundesinnenminister Schily 
darauf mit der Ankündigung 
reagiert, der Bund werde in 
der Höhe dieses privaten En- 
gagements seine Mittel für 
den Spitzensport kürzen. 
Klaus Riegert, sportpoliti- 
scher Sprecher der CDU/ 
CSU: „So etwas scheint zürn 
Markenzeichen rot-grüner 
Verantwortungslosigkeit zu 
werden." UP 
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KURZ    &     BÜNDIG 

SCHWÄCHER als es die 
rot-grüne Bundesregierung 
vorausgesagt hat, schätzen 
die sechs führenden deut- 
schen Wirtschaftsfor- 
schungsinstitute das Wirt- 
schaftswachstum in diesem 
Jahr ein. Sie gehen davon 
aus, dass das Bruttoinlands- 
produkt (BIP) nur noch um 
zwei Prozent zulegen wird. 

WOHNEIGENTUM    ist 
nach Meinung von 78 Pro- 
zent der Deutschen eine 
feste Größe der Altersvor- 
sorge. Wie Emnid ermittelt 
hat, will diese Drei-Viertel- 
Mehrheit deshalb auch,dass 
"Wohneigentum minde- 
stens so stark gefördert wer- 
den soll wie andere Vorsor- 
gemaßnahmen" - etwa Le- 
bensversicherungen oder 
Investmentfonds. 

E-MAIL statt Aktenbock - 
unter dieses Motto hat der 
hessische Justizminister 
Christean Wagner eine Mo- 
dernisierungsoffensive sei- 
nes Ministeriums gestellt 
und 200 Justizangehörigen 
die Möglichkeit gegeben, 
sich umfassend über Pläne 
zu informieren, für die hes- 
sische Justiz die Möglich- 
keiten moderner Datenver- 
arbeitungssysteme noch 
stärker zu nutzen als bisher. 
Seit Mitte März steht den 
Richtern im Amts- und 
Landgericht Wiesbaden das 

Informationssystem „JU- 
RIS online" zur Verfügung. 

TELESHOPPING       ist 
nichts für die meisten Deut- 
schen. 88 Prozent kaufen 
nach einer Emnid-Umfrage 
„eher nicht" oder „über- 
haupt nicht" bei Verkaufs- 
sendern wie H.O.T oder 
QVC. Lediglich drei Pro- 
zent sehen „auf jeden Fall" 
im Shopping via Fernsehen 
eine in Frage kommende Al- 
ternative zum herkömmli- 
chen Einkauf in Geschäften. 

DAS SOFA-SYNDROM 
herrscht in Deutschland 
nach einer Emnid-Studie: 
Die Deutschen reagieren 
nicht genügend auf die Ver- 
änderungen in der Arbeits- 
welt und rangieren unter den 
Europäern auf Platz 11, 
wenn es um die Bereitschaft 
geht, umzuziehen, weil es 
der Job verlangt. Ähnlich ist 
es bei der Weiterbildung: 
Die Einsicht in die Notwen- 
digkeit ist größer (92%) als 
die Zahl derer, die wirklich 
etwas tun (55%). Ganz 
vorne stehen die Deutschen 
dagegen mit der Bereit- 
schaft, für die Sicherheit des 
Arbeitsplatzes auf Lohn zu 
verzichten und die eigene 
Rente privat zu ergänzen. 

BAUAUFTRÄGE werden 
knapp. Das hat die 8. Kom- 
munalumfrage des Haupt- 

yy 
Die rot-grüne 

Bundesregierung übt 
bei weitem nicht 

mehr die Faszination 
auf die Wähler aus, 

wie das manche 
Ende letzten Jahres 
noch geglaubt ha- 
ben. Das Moderni- 
sierungstempo, das 
diese Regierung un- 
mittelbar nach der 
Bundestagswahl 

1998 vorgelegt hat, 
hat sehr stark ab- 
genommen. Und 

vieles ist inzwischen 
stecken geblieben. 

Volker Rühe 

Verbands der Deutschen 
Bauindustrie ergeben. Bis 
2010 liegt der kommunale 
Baubedarf bei 990 Milliar- 
den Mark. In diesem Jahr 
werden die Ausgaben mitt- 
lerer und größerer Städte im 
Westen um 2,1, im Osten so- 
gar um 9,7 Prozent sinken. 

KRITIK an der zunehmen- 
den Umwandlung von 
Schwimmhallen in Spaß- 
und Erlebnisbäder (rund 100 
in den letzten vier Jahren) 
hat die Deutsche Lebens- 
Rettungs-Gesellschaft 
(DLRG) geübt. Dadurch 
würden die Möglichkeiten 
zum Schwimmenlernen be- 
einträchtigt. UO 

UID 11/2(X)1 • 13 



1 G ES U N D H EIT 

AKTIONSTAGE  OSTDEUTSCHER   KASSENäRZTE 

Im ostdeutschen Gesundheitswesen 
besteht dringender Korrekturbedarf 

Zu den Aktionstagen der 
ostdeutschen Kassenärzte 
erklärten der gesundheits- 
politische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Wolfgang Loh- 
niii ii n. und die zuständigen 
Berichterstatter, Ulf Fink 
und Wolfgang Zöller: 

Es bestehen noch immer 
große Schieflagen und Un- 
gerechtigkeiten im Ver- 
gleich zwischen dem Ge- 
sundheitssystem im Westen 
und im Osten. 

Hauptursache hierfür ist 
die rot-grüne Budgetie- 
rungspolitik. Mit der Ein- 
führung der sektoralen Bud- 
getierung durch das GKV- 
Solidaritätsstärkungsgesetz 
und ihrer Fortschreibung im 
GKV-Gesundheitsreform- 
gesetz 2000 hat die Bundes- 
regierung wesentlich dazu 
beigetragen, dass die ambu- 
lante medizinische Versor- 
gung der Versicherten nicht 
mehr leistungsgerecht ho- 
noriert wird. Dies führt nicht 
nur zu einer Gefährdung der 
Qualität der medizinischen 
Versorgung; durch die 
Deckelung der ärztlichen 
Honorare sind viele Ärzte 
nicht mehr in der Lage, ihre 
Praxis    wirtschaftlich    zu 

führen. Die CDU/ 
CSU-Bundestags- 
fraktion hat daher 
im Februar ein Ge- 
setz zur Aufhebung 
der Budgets in den 
Deutschen Bun- 
destag eingebracht. Die 
Budgetierung hat erkennbar 
zur Vorenthaltung medizi- 
nischer Leistungen geführt. 
Darunter haben besonders 
ältere und chronisch Kranke 
in den neuen Bundesländern 
zu leiden. 

Gleiche Leistungen 
gleich bezahlen 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hat außerdem 
am 27. März ein Gesetz zur 
Berücksichtigung des 
„Wohnortprinzips" bei Ver- 
einbarungen über die ärztli- 
che Gesamtvergütung auf 
den Weg gebracht. Mit dem 
Gesetzentwurf soll ein ein- 
heitliches Verfahren für alle 
Kassenarten beim Fremd- 
kassenausgleich festge- 
schrieben werden. Damit 
wird der Grundsatz festge- 
legt, dass gleiche Leistun- 
gen gleich bezahlt werden. 

Der  bisher  praktizierte 

W. Lohmann      U. Fink W. Zöller 

Fremdkassenzahlungsaus- 
gleich hat dazu geführt, dass 
der an Ärzte der Kassenärzt- 
lichen Vereinigung am Sitz 
der Kasse gezahlte Punkt- 
wert oftmals höher ist als der 
im Rahmen des Fremdkas- 
senzahlungsausgleichs an 
andere Kassenärztliche Ver- 
einigungen gezahlte Punkt- 
wert. Davon haben bisher 
insbesondere Kassenärztli- 
che Vereinigungen profi- 
tiert, in deren Region sich 
große bundesweite Be- 
triebskrankenkassen befin- 
den. Benachteiligt waren 
dagegen vor allem die Kas- 
senärztlichen Vereinigun- 
gen der neuen Länder, in de- 
ren Region viele Versicherte 
dieser Kassen wohnen. Die- 
ses Verfahren ist ungerecht 
und muss korrigiert werden. 

U1TH/M 
Den Text der 

CDU/CSU-Initiativen 
finden Sie unter: 

www.cducsu. 
bundestag.de 
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ARBEITNEHME RüBERLASSUNGSGESETZ' 

WOLFGANG   MECKELBURG: 

Rot-Grün hat die Chance zur besseren 
Nutzung der Zeitarbeit vertan 

Anlässlich der Ablehnung 
des Gesetzentwurfs der 
Union zur Änderung des 
Arbeit nehmer Überlas- 
sungsgesetzes durch Rot- 
Grün erklärte der Ob- 
mann der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion im Aus- 
schuss für Arbeit und So- 
zialordnung: 

Trotz der demographi- 
schen Entwicklungen, die 
einen jährlichen Rückgang 
der Arbeitslosenzahlen ga- 
rantiert (jedes Jahr gehen ca. 
200.000 Arbeitnehmer 
mehr in Rente, als junge Ar- 
beitnehmer nachkommen) 
und einer geschönten Stati- 
stik (geringfügige Beschäf- 
tigungsverhältnisse werden 
mitgezählt) haben wir in 
Deutschland derzeit über 4 
Mio. Arbeitslose. Dieses Er- 
gebnis ist ein Armutszeug- 
nis für Rot-Grün. Dennoch 
Weigert sich die Koalition, 
'nnovative Maßnahmen zu 
ergreifen, die den Arbeits- 
niarkt auflockern und mehr 
Menschen in Beschäftigung 
bringen könnten. Das hatdie 
Koalition mit ihrer Ableh- 
nung des CDU/CSU-Ge- 
Setzentwurfs zu einem 
* • Gesetz zur Änderung des 
^rbeitnehmerüberlas- 

sungsgesetzes im Aus- 
schuss einmal mehr belegt. 

Das Instrument der Zeit- 
arbeit ist ein dynamisieren- 
des Element für den Arbeits- 
markt. Das beweisen unsere 
europäischen Nachbarn. So 
beruht das niederländische 
„Arbeitsmarktwunder" zu 
einem wesentlichen Teil auf 
der Wachstumsbranche 
„Zeitarbeit". Während dort 
der Anteil der Zeitarbeitneh- 
mer rd. 4,6% beträgt, nimmt 
sich der Vergleichswert für 
Deutschland mit nur 0,7 % 
sehr dürftig aus. Dabei hätte 
die Branche Unterstützung 
verdient, denn bereits jetzt 
werden rd. 30% der Zeitar- 
beitnehmer anschließend 
von ihrem Entleiher in ein 
reguläres Arbeitsverhältnis 
übernommen. Doch nicht 
nur diese Brückenfunktion 
in den ersten Arbeitsmarkt 
zeichnet die Zeitarbeit aus, 

sondern auch ihre Komple- 
mentärfunktion zu einem 
wirkungsvollen Abbau des 
so häufig beklagten Über- 
stundenbergs. 

Unsere Vorschläge: 
• Die zulässige Höchstdauer 
der Überlassung eines Leih- 
arbeitnehmers an denselben 
Entleiher wird von 12 Mo- 
nate auf 36 Monate erweitert. 
Dies ermöglicht, das Instru- 
ment der Leiharbeit auch für 
höher qualifizierte Arbeit- 
nehmer und zur Vertretung 
bei Erziehungsurlaub einzu- 
setzen. • Bisher darf die 
Dauer des Arbeitsverhältnis- 
ses zwischen Leiharbeitneh- 
mer und Verleiher mit der 
Dauer der erstmaligen Über- 
lassung an einen Entleiher 
nicht übereinstimmen. Die- 
ses sog. „Synchronisations- 
verbot" wird aufgehoben. 
Damit erhalten auch solche 
Menschen die Chance auf ei- 
nen Einstieg in einen Job, für 
die zum Zeitpunkt des Ver- 
leihs nur ein Auftrag vor- 
liegt. • Die Beschränkung 
für befristete Arbeitsver- 
träge wird abgeschafft. Da- 
mit werden die Verleiher mit 
allen anderen Arbeitgebern 
gleichgestellt. UD 
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OST-   UND   MITTELDEUTSCHE   VEREINIGUNG 

LAURENZ   MEYER   UND   HELMUT   SAUER: 

Rot-Grün zerschlägt die kulturelle 
Breitenarbeit der Landsmannschaften 

Nach einem Treffen des 
Bundesvorstands mit Ge- 
neralsekretär Laurenz 
Meyer in Berlin erklärte 
der Bundesvorsitzende 
der Ost- und Mitteldeut- 
schen Vereinigung der 
CDU/CSU (OMV), Hel- 
mut Sauer: 

Laurenz Meyer ist zuzu- 
stimmen: Große Wider- 
sprüche bestehen zwischen 
den Lobes-Worten des Bun- 
deskanzlers Schröder vor 
den Vertriebenen am Tag 
der Heimat 2000 und den 
tatsächlichen Finanz- und 
Organisationsbeschlüssen 
von Rot-Grün. 

Systematisch hat Rot- 
Grün durch brutalste Fi- 
nanzkürzungen die Vernich- 
tung des „Ostdeutschen Kul- 
turrates" und der „Kultur- 
stiftung der Vertriebenen" 

trotz internationaler An- 
erkennung angestrebt. 

Während die Bun- 
desregierung vollmun- 
dig das Ehrenamt in der 
Gesellschaft lobt, zer- 
schlägt Rot-Grün aus ^ 
ideologischer Verblen- L.MC 

dungdie kulturelle Brei- 
tenarbeit der Landsmann- 
schaften und des Bundes der 
Vertriebenen (BdV). Rot- 
Grün schreckt auch nicht 
zurück, die zur Bewahrung 
der Identität geleisteten Mit- 
tel im sozialen, humanitären, 
kulturellen und wirtschaftli- 
chen Bereich sowie bei der 
Jugendarbeit dramatisch zu 
kürzen. 

Generalsekretär Laurenz 
Meyer hat die Bundesregie- 
rung aufgefordert, gegen- 
über den ausreisewilligen 
Deutschen keine neuen Be- 

Der KÖLNER CDU ist ein Spagat gelungen: Die Dele- 
gierten des Kreisparteitags in der Mülheimer Stadthalle 
haben das ausländerpolitische Papier „Ja zur Integra- 
tion" verabschiedet und gleichzeitig, damit es nicht bei 
Worten bleibt, die CDU-geführte Mehrheit in Köln in die 
Pflicht genommen, den Beschluss im Rat der Stadt um- 
zusetzen. Die drei wichtigsten Forderungen in dem Pa- 
pier: • mehr Sprachunterricht für Ausländer • zwei- 
sprachige Lehrer und • grundgesetztreuen muslimi- 
schen Religionsunterricht. 

nachteiligungen bei der Be- 
grenzung der Zuwanderung 
und der Integration zu be- 
schließen. 

Berechtigte Anliegen 

Er betonte die Verbun- 
denheit der CDU mit den be- 
rechtigten Anliegen der 
Vertriebenen. Im Prozess 
der EU-Osterweiterung 
müssten gegenüber War- 
schau und Prag die immer 
noch bestehenden Vertrei- 
bungs- und Enteignungsde- 
krete angesprochen werden. 

OMV-Bundesvorsitzen- 
der Helmut Sauer, der auch 
dem Bundesvorstand an- 
gehört, dankte Laurenz 
Meyerfürdie Unterstützung 
seiner Parteivereinigung in 
der Brückenfunktion zwi- 
schen den Vertriebenen- 
organisationen und del 
CDU/CSU. U0 
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CDU   MECKLENBURG-VOR POMMERN ' 

IM   VORFELD   DER   EU- 0STERWEHERUNG 

Mit der Freiheitsunion Westpommern 
Zusammenarbeit vereinbart 

Im Hotel Pasewalk in Pa- 
sewalk haben am 26. März 
der stellvertretende Vor- 
sitzende der Freiheits- 
union Westpommern, 
Gregorz Jankowsky, und 
die CDU-Vorsitzende von 
Mecklenburg-Vorpom- 
mern, Steffie Schnoor, 
eine Vereinbarung über 
die künftige Zusammen- 
arbeit unterzeichnet. 

Damit ist die CDU in 
Mecklenburg-Vorpommern 
die erste Partei des Landes, 
welche im Vorfeld der be- 
vorstehenden EU-Osterwei- 
terung die politischen Kon- 
takte in die Nachbarregion 
systematisch ausbaut. 

Wie die Landesvorsit- 
zende, Steffie Schnoor, an- 
lässlich der Vereinbarung 
sagte, werde mit der bevor- 
stehenden Aufnahme der 
osteuropäischen Staaten die 
Teilung Europas ganz sicht- 
bar überwunden. Die eu- 
ropäische Völker- und Wer- 
tegemeinschaft finde nun zu 
e'nem gemeinsamen Han- 
deln zusammen. Es gelte, in 
einem Europa der Vaterlän- 
der die wirtschaftliche Zu- 
kunft in einem friedlichen 
und toleranten Miteinander 
*u sichern. 

1Ä.-S      -•*    'A-.- 

G. Jankowsky und S. Schnoor unterzeichnen die Vereinbarung 

„Wichtig ist, dass der 
Beitrittsakt nicht für sich al- 
lein steht. Er muss von den 
Menschen mitgetragen wer- 
den. Deshalb wird ein 
Schwerpunkt der Zusam- 
menarbeit zwischen unseren 
Parteien in der Förderung 
von Schulpartnerschaften 
und im Jugendaustausch lie- 
gen. Daneben sollen der 
Austausch von Praktikanten 
in Verwaltung und Wirt- 
schaft unterstützt und wei- 
tere Städte- und Gemeinde- 
partnerschaften angescho- 
ben werden", so Steffie 
Schnoor. 

Gregorz Jankoswky be- 
tonte, dass nach einer Phase 
der Verlobung mit der Ver- 
tragsunterzeichnung in Pa- 
sewalk nun die Ehe zwi- 
schen CDU Mecklenburg- 
Vorpommern und Freiheits- 

union Westpommern be- 
ginne. Wichtig sei, dass über 
die offiziellen Kontakte hin- 
ausdas persönliche Kennen- 
lernen stattfinde. „Ich wün- 
sche mir, dass Pasewalk als 
der Ort in die Geschichte 
eingeht, wo Deutsche und 
Polen einen großen Schritt 
aufeinander zu machten." 

Steffie Schnoor sagte ab- 
schließend, man sei sich be- 
wusst, dass sich die Partei- 
enlandschaft in Polen nach 
wie vor im Entstehungspro- 
zess befindet. Trotzdem sei 
es wichtig, jetzt die Kon- 
takte zu Politikern, die der 
CDU politisch nahe seien, 
auszubauen und die begin- 
nende Zusammenarbeit auf 
ein vertragliches Funda- 
ment zu stellen. Nun gelte 
es, den Vertag mit Leben zu 
erfüllen. UD 
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 C D U B RAN DENBU R G 

15. LANDESPARTEITAG IN PERLEBERG 

Jörg Schönbohm mit 87,3 Prozent 
in seinem Amt bestätigt 

Angela Merkel mit 
Ovationen „zu Hause" 

begrüßt 

Knapp 16 Monate nach 
dem erstmaligen Einzug der 
CDU in die Regierung Bran- 
denburgs fand am 31. März 
in Perleberg (Prignitz) der 
15. Landesparteitag unter 
dem Motto „Verantwortung 
für Brandenburg" statt. Auf 
der Tagesordnung der 275 
Delegierten standen die 
Wahlen zum Landesvor- 
stand, die Verabschiedung 
einer neuen Landessatzung 
sowie über 30 inhaltliche 
Anträge. 

Erster Höhepunkt war 
die Rede der Bundesvorsit- 
zenden Angela Merkel. Sie 
stellte erneut unter Beweis, 
wie sehr sie sich in den Pro- 
blemen Brandenburgs aus- 
kennt. Zu aktuellen Bun- 
desthemen - wie National- 
stolz-Debatte, Rente und 
Aufbau Ost - nahm sie dezi- 
diert Stellung und griff dabei 
die Bundesregierung scharf 
an. Sie zeigte auf, wo die 
Union Rot-Grün in den 
nächsten Monaten stellen 
wird. Angela Merkel 
machte   den   Freunden   in 

Brandenburg Mut auf ihrem 
Weg in der Regierungsver- 
antwortung. Die Delegier- 
ten dankten es ihr mit ste- 
henden Ovationen und lan- 
ganhaltendem Applaus. 

Eine besondere Begeg- 
nung gab es am Rande ihres 
Besuches. Ein älteres Ehe- 
paar aus dem fünf Kilometer 
entfernten Quitzow, in dem 
Angela Merkel ihre ersten 
drei Lebensjahre ver- 
brachte, überreichte Fotos 
vom Pfarrhaus, in dem sie 
lebte, und der Kirche ihres 
Vaters. Willkommen zu 
Hause, Angela! 

Kontinuität und 
Erneuerung - CDU 
wählt junge Leute in 
die Verantwortung 

Jörg   Schönbohm,   vor 
zwei Jahren in das Amt des 

Vorsitzenden gewählt und 
damit inzwischen dienstäl- 
tester Parteivorsitzender in 
Brandenburg, zog in seiner 
gut einstündigen kämpferi- 
schen Rede Bilanz über die 
erfolgreiche Regierungsar- 
beit der CDU. „In 16 Mona- 
ten haben wir mehr erreicht, 
alsdie SPD-Alleinregierung 
in 60!" rief er den Delegier- 
ten zu. Die Gemeindege- 
bietsreform, Polizeiaufga- 
bengesetz und die Poli- 
zeistrukturreform seien nur 
mit der CDU durchzusetzen 
gewesen. Aber auch die Bil- 
dungsoffensive trage die 
Handschrift der CDU. Ju- 
stizminister Schelter habe 
das durch die zahlreichen 
Gefängnisausbrüche als 
„Reisebüro" bekannt ge- 
wordene Justizvollzugssy- 
stem sicher gemacht. Wirt- 
schaftsminister Fürniß habe 
für zahlreiche Unterneh- 
mensansiedlungen gesorgt. 

Schönbohm unterstrich 
in seiner teilweise emotio- 
nalen Rede auch die Bedeu- 
trung der großen Koalition 
für den gesamten Osten. Mit 
Blick auf die anderen Bun- 
desländer sagte er. „Wenn 
wir in Brandenburg schei- 
tern, wird der Osten rot." Die 
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große Koalition habe des- 
halb Vorbildcharakter und 
müsse erfolgreich weiter ar- 
beiten, weil die „Alterna- 
tive" nur rot-rote Regierun- 
gen wären. Er warb gleich- 
zeitig um Verständnis für 
manche Kompromisse, die 
man deshalb eingehen 
müsse, und um Geduld. 

Die Delegierten klatsch- 
ten hierzu minutenlangen 
Beifall und gaben Schön- 
bohm mit 87,3 % der Stim- 
men ihre Zustimmung. 

Zu seinen Stellvertretern 
wählte der Parteitag wie- 
derum Ulrich Junghanns 
und Andrea Voßhoff, MdB. 

Weitere Infos unter: 
www.cdu-branden- 

burg.de 

Hinzu kamen die neuen 
Stellvertreter Michael Stüb- 
gen, MdB und der Landes- 
vorsitzende der Jungen 
Union, Sven Petke, MdL. 

Generalsekretär Thomas 
Lunacek MdL wurde mit 
82 % genauso wiederge- 
wählt wie der Schatzmeister 
Dierk Homeyer MdL mit 
91 % der Stimmen. 

Erfreulich auch die 
große Zahl von Frauen 

im Vorstand 

Weiterhin wurden von 
31 Kandidaten 18 Beisitzer 
gewählt, von denen ein Drit- 
tel neu in den Landesvor- 
stand kamen. Erfreulich ist 
auch die hohe Anzahl von 

CDU   BRANDENBURG 

Frauen: Acht von ihnen wer- 
den in Zukunft die Ge- 
schicke der Partei mitbe- 
stimmen, unter ihnen die 
junge Bundestagsabgeord- 
nete Katherina Reiche. Sie 
ist auch Mitglied im Bun- 
desvorstand der CDU. 

Nach einer gut andert- 
halbstündigen Diskussion 
der über 130 Änderungsan- 
träge wurde ein neue Lan- 
dessatzung verabschiedet. 

Neben der konsequenten 
Umsetzung der Essener Par- 
teitagsbeschlüsse zum Fi- 
nanz-Controling und einer 
Neugliederung der Par- 
teistruktur im Land bekann- 
ten sich die Delegierten auch 
zum modernen Element der 
Mitgliederbefragung bei 
Personal -und Sachfragen. 

30 Sachanträge - Partei 
emanzipiert sich 

Neu für die CDU in Bran- 
denburg war die Tatsache, 
dass sich die Delegierten der 
Kreisverbände und Vereini- 
gungen gleich mit über 30 
Anträgen zu verschiedenen 
Sachthemen zu Wort melde- 
ten. Wenn auch einige An- 
träge den eigenen Ministern 
Kopfzerbrechen bereiten 
dürften, zeigte die Partei, 
dass sie sich neben Kabinett 
und Fraktion als dritte ei- 
genständige Kraft verstan- 
den wissen will. UD 
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AUFGELESEN 

UNABHÄNGIGE TAGESZEim K r\T\g*\ 

ri 

RENTEN 

Umstände 

Schachern ist ein un- 
schönes Wort für das Stre- 
ben , das viel zitierte Beste für 
die Menschen zu erreichen. 
Und dennoch - die Arbeiten 
an der Rentengesetzgebung 
sind nun in dem Stadium, 
in dem nicht mehr die 
Reform selbst, sondern die 
Umstände überzeugen sol- 
len. Dies aber führt weg von 
den Einzelheiten wie der 
Ungleichbehandlung von 
Mann und Frau im Gesetz- 
entwurf und damit von der 
Benachteiligung von Frau- 
en im Konzept Riesters, weg 
von den Schönrechnereien 
der Formel „67 Prozent von 
90 Prozent Netto sind an- 
sehnlicher als 64 Prozent 
von 100 Prozent Netto ",weg 
von Unklarheiten bei der 
Anerkennung von Wohnei- 
gentum als private Vor- 
sorge. Auf Anderungsbe- 
gehren der Union am Regie- 
rungskonzept braucht Rie- 
ster nicht einzugehen, wenn 
Eichel ihm beisteht - nicht 
um den Rentenversicherten, 

sondern um den stimmbe- 
rei hl igten Landesregierun- 
gen entgegenzukommen. 

Frankfurter Allgemeine 

Schacher 

Der Sündenfall holt die 
Regierung ein. Mit finanzi- 
ellen Zugeständnissen hatte 
sich Rot-Grün im Sommer 
2000 die Zustimmung des 
Bundesrates zur Steuerre- 
form erkauft. Jetzt ist die 
Versuchung groß, es bei der 
Rentenreform ähnlich zu 
versuchen. In der Sache sind 
sich Regierung und Opposi- 
tion, SPD- und Unions-Län- 
der einig: Der staatlich ge- 
förderte Einstieg in die pri- 
vate Altersvorsorge ist nötig 
und überfällig. Doch das ko- 
stet Geld. Und gerade des- 
halb zögern auch SPD-ge- 
führte Länder noch mit ihrer 
Zustimmung. Das Problem: 
Der Bundeskanzler hat fürs 
private Alterssparen 20,8 
Milliarden Mark verspro- 
chen, dabei aber unter- 
schlagen, dass der Großteil 
- knapp zwölf Milliarden - 
von Ländern und Gemein- 
den übernommen werden 
soll. Deshalb wird es dies- 

mal nicht reichen, Arbeits- 
plätze zu versprechen, Um- 
gehungsstraßen zu finanzie- 
ren und eventuell noch für 
ein Opernhaus in der Haupt- 
stadt zu bezahlen. Denn 
auch die SPD-Länder haben 
verstanden: Wer zu früh zu- 
stimmt, verschenkt viel Geld 
und politischen Handlungs- 
spielraum. Der Stimmen- 
schacher rächt sich. 

Rheinische Post 

CASTOR 

Verkettet 

Vier junge Leute betonie- 
ren sich an Schienenfest und 
werden für eine Nacht zu 
Helden der Anti-Atom-Be- 
wegung. Keine heldenhafte 
Figur machen unterdessen 
die Politiker der Grünen. 
Die einen klammern sich an 
die Reste dieser Bewegung, 
weil sie meinen, daß sie ohne 
deren Unterstützung nichts 
mehr ausrichten könnten: 
die anderen bleiben fest ver- 
kettet mit ihren Regierungs- 
ämtern und wollen sich auch 
durch Rufe wie „Verräter" 
nicht davon lösen lassen. Sie 
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Gründungsjahr •«>•> 

MPCSTkrtt 

AUFGELESEN 
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weiden auf der einen oder 
anderen Seite loslassen 
müssen, denn die Stand- 
punkte, die hier und da ver- 
treten werden, sind durch 
kunstvolle Wortwahl nicht 
mehr zur Deckung zu brin- 
gen. Die Demonstranten 
wähnen sich im Krieg mit 
dem „Atomstaat" und hal- 
ten Gesetzesbruch für ihre 
Bürgerpflicht. Da macht es 
keinen großen Unterschied 
mehr, ob sie sich friedlich 
oder unfriedlich gebärden - 
wenn der Staat selbst das 
Ziel der A n griffe auf den Ca- 
stor ist, können sich Vertre- 
ter dieses Staates nicht mit 
ihnen gemein machen. 

Frankfurter Allgemeine 

Egoistisch 

Ein wenig wirkt der Pro- 
test auch egoistisch wie die 
Empörung über irgendeine 
Mülldeponie nebenan. Zu- 
n'al niemand gegen die Züge 
nach Frankreich und Eng- 
landaufsteht. Und doch deu- 
,('n die Großaktionen der 
"^Weltorganisationen an, 
dass es um mehr geht: um 
e'ne Zukunftsfrage. Wo wird 
^s Endlager für die heiße 

Fracht sein ? Eine Frage, um 
die sich bisher die ganze 
Welt drückt. 

Der Tagesspiegel 

KONJUNKTUR 

Doppelt bitter 

Lahmer Euro, kranke 
US-Konjunktur, schwache 
Börsen - die Aussichten für 
Deutschland sind mies! 
Prompt wird's für Kanzlei- 
Schröder und seinen Fi- 
nanzminister Eichel richtig 
schwer,, ihre wichtigsten 
Wahlversprechen einzu- 
halten. Wir erinnern uns: 
Kanzler Schröder will die 
Arbeitslosigkeit deutlich 
senken. Sparkommissar Ei- 
chel möchte bis 2006 keine 
neuen Schulden mehr ma- 
chen. Doch jetzt räumt der 
Finanzminister ein: Das 
sinkende Wirtschafts- 
wachstum sorgt wohl dafür. 
dass er mehr Kredite auf- 
nehmen muss! Doppelt bit- 
ter: Weil unsere Konjunk- 
tur lahmt, bleibt die Ar- 
beitslosigkeit er schrei kend 
hoch. Die Ursachen für die 
deutsche    Stotterkonjunk- 

tur: Steuer und   Abgaben 
viel zu hoch. Bild 

GROSSBRITANNIEN 

Verdacht 

Mit der Verschiebung 
der britischen Unterhaus- 
wahlen von ihrem geplan- 
ten Termin im Mai auf An- 
fang Juni geht Tony Blair 
ein hohes politisches Risiko 
ein. Zwar wird man ihm nun 
kaum noch das Mitgefühl 
für die unter den Folgen der 
Maul- und Klauenseuche 
darbende Landbevölke- 
rung absprechen können, 
doch da die Entscheidung 
in letzter Minute erfolgt ist, 
steht er nur noch tiefer un- 
ter Verdacht, sich in seiner 
Politik nur von Meinungs- 
forschern leiten zu lassen. 
Es waren nämlich nicht 
seine Partei und sein Kabi- 
nett, die aus prinzipiellen 
Gründen eine Verschie- 
bung der Wahlen gefordert 
hatten, sondern die Image- 
berater und Demoskopen 
aus den Hinterzimmern der 
Downing Street. 

Berliner Zeitung 
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'ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Der April - far vn«wkt w«.i er wfll - 
far (K-R^eMfdurvM .«ele^AHZ»"! 

BESTELL- 
ANSCHRIFT 

IS- Versandzentrum 
Postfach 1465 

59306 Ennigerloh 
Telefax 025241911310 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

Bestell-Nr.: 9658 
Preis je Exemplar: 15.00 DM 

7.67 EURO 

22-UID U/2001 



Ö F F E NTLICHKEITSARBEIT ' 

Bestellschein 
- Außenwerbemittel - 

CDU-Bundesgeschäftstelle 
HA Öffentlichkeitsarbeit 
Klingelhöferstaße 8 
10785 Berlin 

Fax:0 30-2 20 70-389 

Kreisverbands-Nr. 

CDU-Verband 

Name, Vorname 

Straße 

PLZ, Ort 

Tel .-Nr. 

Menge Artikel Einzelpreis Gesamtpreis 

CDU-Schaukasten, wetterfeste Ausführung aus Aluminium 
mit magnethaftender Rückwand, Außenmaße: 100,7 cm x 85,7 cm x 7 cm 485,00 DM 

- Ständergarnitur 175,00 DM 
- Beleuchtungsgarnitur 100,00 DM 
Mastanhänger, DIN Al, komplett, Preis bis 500 Expl. 17,95 DM 

Preis ab 501 Expl. 16,50 DM 
Ersatz Pappträgerplatte 2,50 DM 
Ersatz-PE-Hülle mit Stäben 3,00 DM 
Schnellspannband, für Mastanhänger 0,70 DM 
Klebeband (glasfaserverstärkt), 50 m 4,00 DM 
Dachständer,        DIN Al, ohne Scheiben 64,00 DM 

DIN Al, mit Scheiben 110,00 DM 
DIN A0, ohne Scheiben 84,00 DM 
DIN AO, mit Scheiben 160,00 DM 

Einzelstellfläche,  DIN Al 25,00 DM 
DINAO 34,00 DM 

Dreieckständer,    DIN Al, Höhe 1,39 m 
ohne PVC-Scheiben 113,00 DM 

mit PVC-Scheiben 133,00 DM 
Dreieckständer,    DIN Al, Höhe 1,62 m 

ohne PVC-Scheiben 119,00 DM 

mit PVC-Scheiben 139,00 DM 
Dreieckständer,    DIN AO, Höhe 1,62 m 

ohne PVC-Scheiben 148,00 DM 

mit PVC-Scheiben 180,00 DM 

Die Berechnung und Ueferung dieser Bestellung erfolgt durch den jeweiligen Hersteller. Alle genannten Preise 
verstehen sich zzgl. MwSt. und Frachtkosten 

Datum                                                    Unterschrift 

Achtung: Preiserhöhung zum 1. April 2001 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1 190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

KONZEPTE «KOMPETENZ    .KLARHEIT 

Chancen FÜR DEUTSCHLAND. 
Verbraucherschulz 

CDU 

Broschüre (DIN A5) 
Verbraucherschutz 
Positionen der CDU-Kommission 
"Landwirtschaft und Verbraucherschutz" 
zur nachhaltigen Verbesserung des 
Verbraucherschutzes im Lebensmittelbereich 

Bestell-Nr. 5738 
25 Expl.: 23,00 DM (11,76 EURO) 

Zukunft FUR DEN 
LÄNDLICHEN RAUM - 
Verbraucherschutz 
FÜR ALLE 

Rede in der Bundestagsdebatte 
vom 8. Februar 2001 

CDU 

Broschüre (DIN A5) 
„Zukunft für den ländlichen Raum 
Verbraucherschutz für alle" 
Dr. Angela Merkel 
Rede in der Bundestagsdebatte 
vom 8. Februar 2001 

Bestell-Nr. 5727 
50 Expl.: 28,00 DM (14,32 EURO) 

Alle Preise gelten zzgl. MwSt. und Versand gemäß Versandbedingungen 


